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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 1751/84 DER KOMMISSION
vom 13. Juni 1984

mit Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 3599/82 des Rates über
das Verfahren der vorübergehenden Verwendung

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN — Es ist nötig, die Listen der Waren aufzustellen, die

als Berufsausrüstung, pädagogisches Gerät, Werbe­
material für den Tourismus oder Betreuungsgut für
Seeleute anzusehen sind.

Es ist zweckmäßig, ein System für den Austausch
von Informationen über die Bewilligungen für die
Fälle einzurichten, in denen die zuständigen Behör­
den die vorübergehende Verwendung für Einfuhr­
waren gemäß Artikel 23 der Verordnung (EWG)
Nr. 3599/82 erteilen, ebenso wie eine Prüfung dieser
Informationen im Rahmen des Ausschusses für
Zollveredelungsverkehre .

Es empfiehlt sich, bestimmte Waren vom Verfahren
der vorübergehenden Verwendung unter teilweiser
Befreiung von den Eingangsabgaben auszuschlie­
ßen .

Es ist zweckmäßig, die Art der Informationen zu
bestimmen, die der Kommission in Fällen der
Anwendung von Artikel 27 der Verordnung (EWG)
Nr. 3599/82 zur Kenntnis gebracht werden müssen .

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnah­
men entsprechen der Stellungnahme des Ausschus­
ses für Zollveredelungsverkehre —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3599/82 des
Rates vom 21 . Dezember 1982 über das Verfahren
der vorübergehenden Verwendung ('), insbesondere
auf Artikel 33 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Es empfiehlt sich, die Einzelheiten für das Verfah­
ren der vorübergehenden Verwendung gemäß Ver­
ordnung (EWG) Nr. 3599/82 festzulegen .

Es ist nötig, einige Fälle zu bestimmen, in denen
von seiten der zuständigen Behörden keine Sicher­
heit zu verlangen ist .

Es empfiehlt sich, die Maßnahmen der verwaltungs­
mäßigen Zusammenarbeit für den Fall der Übertra­
gung des Verfahrens zwischen in unterschiedlichen
Mitgliedstaaten ansässigen Personen sowie für den
Fall des Versands von einem Mitgliedstaat in einen
anderen im Hinblick auf die Ausfuhr der vorüberge­
hend eingeführten Waren aus dem Zollgebiet der
Gemeinschaft festzulegen. HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

KAPITEL I

BEWILLIGUNG DES VERFAHRENS

A. Antrag

Artikel 1

( 1 ) Um in den Genuß des Verfahrens der vorüber­
gehenden Verwendung gemäß der Verordnung

(EWG) Nr. 3599/82, nachfolgend Grundverordnung
genannt, zu gelangen, muß der Beteiligte oder sein
bevollmächtigter Vertreter bei der zuständigen
Behörde desjenigen Mitgliedstaats, in dem die zur
vorübergehenden Verwendung abzufertigende Ware
verwendet werden soll , einen entsprechenden
Antrag stellen .(') ABl. Nr. L 376 vom 31.12. 1982, S. 1 .
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(2) Unbeschadet der Artikel 12 und 13 ist der
Antrag schriftlich zu stellen . Er ist zu unterzeichnen
und muß alle erforderlichen Angaben darüber ent­
halten, ob die Voraussetzungen für die Zulassung
zur vorübergehenden Verwendung erfüllt sind .

(2) In der Bewilligung werden die Einzelheiten
festgelegt, nach denen das Verfahren zu benutzen
ist, insbesondere werden die Mittel der Nämlich­
keitssicherung der Waren sowie nach der vorgesehe­
nen Verwendung die Frist angegeben, innerhalb
derer die Waren wiederausgeführt werden müssen .
Die Bewilligung kann die Angabe einer oder mehre­
rer Zollstellen enthalten, bei denen die in Artikel 3
genannte Anmeldung abzugeben ist .

(3) Die Bewilligung wird von den zuständigen
Behörden mit einem Sichtvermerk versehen, diese
behalten eine Durchschrift .

(4) Die Bewilligung kann einen oder mehrere Vor­
gänge der vorübergehenden Verwendung betreffen .

B. Bewilligung

Artikel 2

( 1 ) Die zuständigen Behörden entscheiden über
den in Artikel 1 genannten Antrag und erteilen
gegebenenfalls eine Bewilligung zur vorübergehen­
den Verwendung, im folgenden „Bewilligung"
genannt.

KAPITEL II

ÜBERFÜHRUNG VON WAREN IN DAS VERFAHREN

falls es sich dabei um verschiedene Personen
handelt ;

c) Artikel der Grundverordnung, aufgrund dessen
das Verfahren beantragt wird ;

d) vorgesehene Verwendungsdauer der Waren im
Mitgliedstaat, in dem die Bewilligung erteilt
wird ;

e) soweit möglich, Ort, an dem die Waren verwen­
det werden sollen ;

f) Anzahl, Art, Zeichen und Nummern der Pack­
stücke, in denen die angemeldeten Waren ent­
halten sind, oder, wenn es sich um unverpackte
Waren handelt, je nach Fall die Anzahl der
Waren, die Gegenstand der Anmeldung sind
oder den Vermerk „lose" sowie die zum Erken­
nen der unverpackten Waren erforderlichen
Angaben ;

g) handelsübliche Bezeichnung der Waren ;

h) Tarifstelle, zu der die Waren im Schema des
Gemeinsamen Zolltarifs gehören, sowie die
Warenbezeichnung nach Maßgabe dieses Sche­
mas oder in so genauer Form, daß die Zollstelle
sofort und eindeutig feststellen kann, ob die
Waren tatsächlich zu der in der Anmeldung
angegebenen Tarifstelle gehören ;

i) die Bezugnahme auf die summarische Zollan­
meldung nach Artikel 3 der Richtlinie 68/312/
EWG des Rates ('), wenn die Waren nach vor­
heriger summarischer Zollanmeldung zur vor­
übergehenden Verwendung angemeldet werden
und die Zollstelle die Bezugnahme nicht selbst
einträgt ;

Titel I

Anmeldung

Artikel 3

Die Überführung einer Ware in die vorübergehende
Verwendung setzt voraus, daß bei einer Zollstelle
unter den in dieser Verordnung festgelegten Voraus­
setzungen eine Anmeldung zur vorübergehenden
Verwendung — im folgenden „Anmeldung"
genannt — abgegeben wird .

Die Person, die die Anmeldung abgibt, wird im fol­
genden „Anmelder" genannt.

Artikel 4

( 1 ) Unbeschadet der Artikel 12 und 13 ist die
Anmeldung schriftlich auf einem Vordruck abzuge­
ben, der dem von den zuständigen Behörden festge­
legten amtlichen Muster entspricht.

(2) Die Anmeldung ist zu unterzeichnen und muß
den Hinweis auf die Bewilligung sowie die Angaben
enthalten, die zur Nämlichkeitssicherung der Waren,
für eine mögliche Erhebung der Eingangsabgaben
und zur Anwendung der übrigen Vorschriften erfor­
derlich sind, die für die Überführung der Waren in
die vorübergehende Verwendung gelten .
Sie muß insbesondere die folgenden Angaben ent­
halten :

a) Namen oder Firma und Anschrift des Anmel­
ders ;

b) Namen oder Firma und Anschrift des Inhabers
der Bewilligung und des Verwenders der Waren, (') ABl . Nr. L 194 vom 6. 8 . 1968, S. 13 .
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Codes oder in jeder anderen von den zuständigen
Behörden festgelegten Form zum Zwecke der daten­
technischen Verarbeitung übermittelt .

Die Bedingungen für die Übermittlung der im vor­
hergehenden Unterabsatz genannten Angaben wer­
den von den zuständigen Behörden festgelegt.

(4) Soll eine Anmeldung für mehrere Warenarten
abgegeben werden, so können die Angaben über die
Waren auf einer oder mehreren getrennten Listen
gemacht werden.

(5) Die Anwendung dieses Artikels steht Prüfun­
gen nicht entgegen, die die Zollstelle für erforderlich
erachtet, um die Ordnungsmäßigkeit des Verfahrens
sicherzustellen .

J) bei Waren, die zur vorübergehenden Verwen­
dung angemeldet werden, ohne im Sinne von
Buchstabe i) summarisch angemeldet worden zu
sein,

— wenn die Waren nicht vorher in ein anderes
Zollverfahren überführt worden sind, die
erforderlichen Angaben zur Feststellung des
Beförderungsmittels, mit dem sie zur Zoll­
stelle verbracht worden sind,
wenn die Waren vorher in ein anderes Zoll­
verfahren überführt worden sind, die erfor­
derlichen Angaben zur Beendigung dieses
Verfahrens,

— wenn die Waren vorher in eine Freizone
verbracht worden sind, die erforderlichen
Angaben zur Feststellung des Beförderungs­
mittels, mit dem sie zur Zollstelle verbracht
worden sind ;

k) bei Waren, dife einem Wertzoll unterliegen, den
Zollwert nach der Verordnung (EWG)
Nr. 1224/80 des Rates O ;

1) bei Waren, die spezifischen Abgaben unterlie­
gen, die für die Erhebung dieser Abgaben gege­
benenfalls erforderlichen Mengenangaben und
zusätzlichen Angaben ;

m) bei Waren, die einem Wertzoll mit einem Min­
dest- oder Höchstbetrag an spezifischen Abga­
ben unterliegen, sämtliche Angaben nach Buch­
staben k) und 1);

n) das Versendungsland der Waren im Sinne von
Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 1736/75
des Rates (2) sowie ihr Ursprungsland im Sinne
der Verordnung (EWG) Nr. 802/68 des
Rates (3);

o) alle sonstigen Angaben, die im Fälle der Been­
digung des Verfahrens der vorübergehenden
Verwendung durch Überführung der Waren in
den zollrechtlich freien Verkehr zur Anwendung
der Vorschriften über die Überführung in den
zollrechtlich freien Verkehr erforderlich sind ;

p) die Verpflichtung des Inhabers der Bewilligung,
die angegebenen Waren der beantragten Ver­
wendung zuzuführen und sie einer Zollstelle vor
Ablauf der vorgeschriebenen Frist im Hinblick
auf ihre Ausfuhr zu gesteilen .

(3) Die zuständigen Behörden können dem
Anmelder gestatten, die Angaben der in Absatz 1
genannten schriftlichen Anmeldung ganz oder teil­
weise dadurch zu ersetzen, daß er der hierfür
bestimmten Zollstelle die für schriftliche Anmeldun­
gen vorgeschriebenen Angaben in Form eines

Artikel 5

( 1 ) Die Anmeldung ist bei der gegebenenfalls in
der Bewilligung angegebenen Zollstelle abzugeben
Ist in der Bewilligung keine Zollstelle bezeichnet so
kann die Anmeldung bei jeder Zollstelle abgegeben
werden, die von den zuständigen Behörden für die
Uberführung der Waren, auf die sie sich bezieht, in
die vorübergehende Verwendung ermächtigt worden
ist . Die Anmeldung wird abgegeben, sobald die
Waren der Zollstelle gestellt worden sind.

Die Zollstelle kann jedoch die Abgabe der Anmel­
dung zulassen, bevor der Anmelder die Waren hat
gesteilen können. In diesem Fall kann die Zollstelle
eine angemessene Frist für die Gestellung der
Waren festsetzen . Nach Ablauf dieser Frist gilt die
Anmeldung als nicht abgegeben.

(2) Für die Anwendung von Absatz 1 sind Waren
als einer Zollstelle gestellt anzusehen, wenn die
zuständigen Behörden in der vorgeschriebenen
Form von der Ankunft der Waren bei der Zollstelle
oder an einem anderen von den zuständigen Behör­
den bezeichneten Ort unterrichtet worden sind, um
die Waren überwachen oder prüfen zu können. '

(3) Die Anmeldung muß bei der zuständigen Zoll­
stelle während der Öffnungszeiten abgegeben wer­
den.

Die Zollstelle kann jedoch auf Antrag und Kosten
des Anmelders zulassen, daß die Anmeldung außer­
halb der Öffnungszeiten abgegeben wird .
(4) Der Abgabe der Anmeldung bei einer Zollstelle
gleichgestellt ist das Verfahren, bei dem die Anmel­
dung den Beamten der Zollstelle an einem anderen
Ort ausgehändigt wird, der zu diesem Zweck im
Rahmen von Übereinkünften zwischen den zustän­
digen Behörden und dem Beteiligten bestimmt wor­
den ist .

O ABl. Nr. L 134 vom 31.5 . 1980, S. 1 .
j ) ABl. Nr. L 183 vom 14. 7 . 1975, S. 3 .
w ABl. Nr. L 148 vom 28. 6. 1968 , S. 1 .
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Artikel 6

( 1 ) Die Zollstelle nimmt nur Anmeldungen an, die
den in Artikel 4 festgelegten Erfordernissen entspre­
chen.

(2) Auf Antrag des Anmelders kann die Zollstelle
jedoch in begründeten Fällen eine Anmeldung auch
dann annehmen, wenn einige der in Artikel 4
genannten Angaben fehlen ; sie setzt dann eine Frist
für die Nachreichung der betreffenden Angaben.

Die Anmeldung muß in jedem Fall die zur Näm­
lichkeitssicherung erforderlichen Angaben für die
Waren enthalten, auf die sich die Anmeldung
bezieht.

(3) Eine nach Absatz 2 angenommene unvollstän­
dige Anmeldung kann entweder vom Anmelder ver­
vollständigt oder mit Zustimmung der Zollstelle
durch eine neue Anmeldung ersetzt werden, die den
Voraussetzungen von Artikel 4 entspricht. Im letzte­
ren Fall wird als Zeitpunkt für die Festsetzung etwa
anfallender Eingangsabgaben und für die Anwen­
dung der übrigen Bestimmungen über die vorüber­
gehende Verwendung der Waren der Zeitpunkt der
Annahme der unvollständigen Anmeldung
zugrunde gelegt.

Artikel 7

( 1 ) Anmeldungen, die den in Artikel 4 festgelegten
Erfordernissen entsprechen, sowie Anmeldungen,
für die die in Artikel 6 Absatz 2 vorgesehenen
Erleichterungen gewährt werden, werden von der
Zollstelle unverzüglich in der in den einzelnen Mit­
gliedstaaten vorgeschriebenen Form angenommen.

Ist jedoch eine Anmeldung nach Artikel 5 Absatz 1
zweiter Unterabsatz abgegeben worden, bevor die
zugehörigen Waren bei der Zollstelle oder an einem
anderen von ihr bezeichneten Ort angekommen
waren, so kann die Anmeldung erst nach Gestellung
der Waren bei der zuständigen Behörde nach Arti­
kel 5 Absatz 2 angenommen werden.

(2) Das Annahmedatum wird auf der Anmeldung
vermerkt ; es stellt den maßgebenden Zeitpunkt für
die Anwendung von Artikel 3 Absatz 1 der Grund­
verordnung dar.

Artikel 8

( 1 ) Dem Anmelder wird nach folgender Maßgabe
auf Antrag erlaubt, die von der Zollstelle nach Arti­
kel 7 angenommenen Anmeldungen in bezug auf
eine oder mehrere der in Artikel 4 bezeichneten
Angaben zu berichtigen :

a) die Berichtigung muß beantragt werden, bevor
die Waren zur vorübergehenden Verwendung
freigegeben worden sind ;

b) die Berichtigung wird nicht mehr zugelassen,
wenn der Antrag gestellt wird, nachdem die
Zollstelle den Anmelder davon unterrichtet hat,
daß sie eine Beschau der Waren vornehmen
will, oder nachdem sie festgestellt hat, daß die
betreffenden Angaben unrichtig sind ;

c) die Berichtigung darf nicht dazu führen, daß die
Anmeldung für andere Waren gilt als die , für
die sie ursprünglich bestimmt war.

(2) Die Zollstelle kann zulassen oder verlangen,
daß Berichtigungen nach Absatz 1 durch Abgabe
einer neuen Anmeldung als Ersatz der ursprüngli­
chen Anmeldung vorgenommen werden. In diesem
Fall wird als Zeitpunkt für die Festsetzung etwa
anfallender Eingangsabgaben sowie für die Anwen­
dung der übrigen Bestimmungen über die vorüber­
gehende Verwendung der Zeitpunkt der Annahme
der ursprünglichen Anmeldung zugrunde gelegt.

(3) Die Zollstelle kann auf Antrag des Anmelders
die Annullierung oder Rücknahme der Anmeldung
zulassen, solange sie die Waren nicht freigegeben
hat.

Titel II

Zollbeschau und Nämlichkeitsfeststellung durch die
Zollstelle

Artikel 9

( 1 ) Unbeschadet anderer ihr zur Verfügung stehen­
der Prüfungsmöglichkeiten kann die Zollstelle die
Waren ganz oder teilweise beschauen.

(2) Die Zollbeschau erfolgt an dem zu diesem
Zweck bezeichneten Ort zu den dafür vorgesehenen
Zeiten.

Die Zollstelle kann jedoch auf Antrag des Anmel­
ders die Zollbeschau an einem anderen Ort zu einer
anderen Zeit vornehmen. Dadurch entstehende
Kosten trägt der Anmelder.

(3) Das Verbringen der Waren nach dem Ort der
Zollbeschau, das Auspacken, das Wiedereinpacken
und alle anderen für die Zollbeschau erforderlichen
Tätigkeiten werden vom Anmelder oder auf seine
Gefahr vorgenommen .
Dadurch entstehende Kosten trägt in allen Fällen
der Anmelder.

(4) Der Anmelder ist berechtigt, bei der Zollbe­
schau anwesend zu sein oder sich vertreten zu las­
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zuständigen Behörden festgelegten Voraussetzungen
eine schriftliche Anmeldung abzugeben ist, falls
diese Behörden sie nicht ausdrücklich verlangen.

(2) Die vorübergehende Verwendung von Waren,
für die ein Carnet ATA gemäß dem Zollüberein­
kommen von Brüssel vom 6. Dezember 1961 für die
vorübergehende Einfuhr von Waren — nachfolgend
ATA-Übereinkommen genannt — erteilt worden ist,
erfolgt auf Vorlage und durch Annahme dieses Car­
nets . Die Vorlage des Carnets ATA bei der Zollstelle
gilt als Antrag und Anmeldung und die Annahme
des Carnets als Bewilligung.

Artikel 13

( 1 ) Die zuständigen Behörden bewilligen das Ver­
fahren der vorübergehenden Verwendung für :

— Tiere und Geräte, die in Artikel 20 Buchsta­
ben b) und c) der Grundverordnung genannt
sind und von einer außerhalb des Zollgebiets
der Gemeinschaft ansässigen Person eingeführt
werden,

— Verpackungsmittel, die unauslöschliche und
unauswechselbare Zeichen einer außerhalb des
Zollgebiets der Gemeinschaft ansässigen Person
tragen und befüllt eingeführt werden,

auf mündlichen Antrag ; Voraussetzung ist, daß der
Anmelder bei Antragstellung ein Verzeichnis vor­
legt, aus dem hervorgeht :

a) sein Name und seine Anschrift,
b) die handelsübliche Bezeichnung der Waren,
c) der Wert der Waren,
d) die vorgesehene Verwendungsdauer der Waren

im Mitgliedstaat, in dem die Bewilligung erteilt
wird .

sen . Die Zollstelle kann, wenn sie es für zweckdien­
lich hält, vom Anmelder verlangen, daß er bei der
Zollbeschau anwesend ist oder sich vertreten läßt,
um ihr die zur Erleichterung der Zollbeschau erfor­
derliche Unterstützung zu gewähren .

(5) Die Zollstelle kann bei der Zollbeschau Muster
und Proben zum Zweck einer Analyse oder einge­
henden Prüfung entnehmen. Die durch die Prüfung
oder Analyse entstehenden Kosten trägt die Verwal­
tung.

Artikel 10

( 1 ) Die Ergebnisse der Überprüfung der Anmel­
dung und gegebenenfalls der Zollbeschau sind für
die Berechnung etwa anfallender Eingangsabgaben
maßgebend.

(2) Die Anwendung von Absatz 1 steht weder Prü­
fungen entgegen* die später von den zuständigen
Behörden des Mitgliedstaats durchgeführt werden,
in dem die Waren zur vorübergehenden Verwen­
dung abgefertigt worden sind, noch den Folgerun­
gen, die sich daraus nach den geltenden Bestim­
mungen insbesondere hinsichtlich einer Änderung
der Höhe der auf die Waren gegebenenfalls zu erhe­
benden Eingangsabgaben ergeben können .

(3) Die Feststellung der Zollstelle muß insbeson­
dere die verwandten Nämlichkeitsmittel enthalten ;
sie muß mit dem Datum und der Angabe des beur­
kundeten Beamten versehen sein .

Titel III

Besondere Bestimmungen

Artikel 11

( 1 ) Erteilt der Mitgliedstaat, in dem die Überfüh­
rung der Waren in die vorübergehende Verwendung
beantragt wird, allen oder bestimmten Zollstellen
die Befugnis, dieses Verfahren zu bewilligen, so gilt
die bei diesen Zollstellen abgegebene Anmeldung
gleichzeitig als Antrag nach Artikel 1 . In diesem Fall
wird die Bewilligung von der Zollstelle auf der
Anmeldung erteilt .

(2) Jeder Mitgliedstaat übermittelt der Kommis­
sion die Aufstellung der gemäß Absatz 1 befugten
Zollstellen .

Artikel 12

( 1 ) Die in Artikel 19 der Grundverordnung
genannten persönlichen Gebrauchsgegenstände von
Reisenden werden zur vorübergehenden Verwen­
dung zugelassen, ohne daß unter den von den

(2) Das Verzeichnis ist vom Antragsteller mit
Datum und Unterschrift zu versehen und der Ein­
fuhrzollstelle in zwei Exemplaren vorzulegen ; die
Zollstelle versieht ein Exemplar mit ihrem Sichtver­
merk und gibt es dem Beteiligten zurück ; das andere
Exemplar bewahrt sie auf.

Der Sichtvermerk der Zollstelle auf dem Verzeichnis
steht einer Bewilligung gleich.

(3) Das in Absatz 1 erster Gedankenstrich für Tiere
und Geräte vorgesehene Verzeichnis kann innerhalb
eines Jahres für alle Einfuhren in das Zollgebiet der
Gemeinschaft verwandt werden.

Es wird jedes Jahr vor der ersten Einfuhr zur vor­
übergehenden Verwendung bei der zuständigen
Zollstelle abgegeben.
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(4) Die zuständigen Behörden können auf mündli­
chen Antrag andere als die in Absatz 1 genannten
Waren zur vorübergehenden Verwendung zulassen .

In diesem Fall :

a) stellt die Einfuhrzollstelle ein Zollpapier für die
vorübergehende Verwendung aus, das als Bewil­
ligung gilt, oder

b) verlangt die Vorlage des in Absatz 1 genannten
Verzeichnisses, für das die Regeln des Absat­
zes 2 gelten .

(5) Jeder Mitgliedstaat meldet der Kommission die
Fälle, in denen Absatz 4 Anwendung findet .

Artikel 14

( 1 ) Zur Anwendung des Artikels 3 Absatz 1 der
Grundverordnung werden die Fälle, in denen die
zuständigen Behörden keine Sicherheitsleistung ver­
langen, in Anhang I aufgeführt .

(2) Wird ein Carnet ATA verwandt, so gilt die
gemäß dem ATA-Übereinkommen geleistete Sicher­
heit als ausreichend.

sie die Umstände berücksichtigt, die den Inhaber
der Bewilligung daran hindern, die Verpflichtung
zur Wiederausfuhr der Waren innerhalb dieser Frist
zu erfüllen .

Titel V

Übertragung der Bewilligung und wiederholte
Überführung derselben Ware in das Verfahren in

verschiedenen Mitgliedstaaten

Artikel 16

Bei Anwendung von Artikel 5 Absatz 1 der Grund­
verordnung tragen die zuständigen Behörden, die
die Übertragung der Bewilligung genehmigen, einen
entsprechenden Vermerk ein .
Die Übertragung beendet das Verfahren hinsichtlich
des vorhergehenden Bewilligungsinhabers .

Artikel 17

( 1 ) Soll eine Ware , die in einem Mitgliedstaat,
nachfolgend Abgangsmitgliedstaat genannt, in das
Verfahren der vorübergehenden Verwendung über­
führt worden ist, in einem Mitgliedstaat, nachste­
hend Empfangsmitgliedstaat genannt, im Rahmen
desselben Verfahrens verwendet werden, so ist von
den zuständigen Behörden des Empfangsmitglied­
staats gemäß dem im nachstehenden Artikel 19
Absatz 2 vorgesehenen Verfahren eine neue Bewilli­
gung zu erteilen .

(2) Der Versand der betreffenden Ware in einen
anderen Mitgliedstaät erfolgt nach den Bestimmun­
gen, die in der Verordnung (EWG) Nr. 222/77 des
Rates (') für die in ihrem Artikel 1 Absatz 2 Buch­
stabe a) genannten Waren festgelegt sind . Das
Dokument des gemeinschaftlichen Versandverfah­
rens oder das Dokument, das dem Dokument des
externen gemeinschaftlichen Versandverfahrens
gleichgestellt ist, muß einen der folgenden Vermerke
in dem für die Warenbeschreibung vorgesehenen
Feld tragen :
— V. V.-Waren,

— M. I.-varer,

— TA goods,

Titel IV

Verwendungsdauer

Artikel 15

( 1 ) Zur Anwendung des Artikels 4 Absatz 1 der
Grundverordnung gilt der Zeitpunkt der Annahme
der Anmeldung als der Zeitpunkt, in dem die Ver­
wendungsdauer der in das Verfahren der vorüberge­
henden Verwendung überführten Wären beginnt .

(2) Als außergewöhnliche Umstände im Sinne von
Artikel 4 Absatz 2 sind alle Ereignisse zu verstehen,
die die Verwendung der Ware für eine zusätzliche
Frist nötig machen, um den Zweck zu erreichen, mit
dem die vorübergehende Verwendung begründet
wurde .

(3) Beantragt der Begünstigte des Verfahrens der
vorübergehenden Verwendung die Verlängerung der
Verwendungsdauer aufgrund von Artikel 4 Absatz 2
der Grundverordnung, muß er seinem Antrag alle
verfügbaren Unterlagen beifügen, die es den zustän­
digen Behörden, die die Bewilligung erteilt haben,
ermöglichen, eine Entscheidung zu treffen .

Jede bewilligte Fristverlängerung, die die in Arti­
kel 4 Absatz der Grundverordnung vorgesehene
Höchstdauer überschreitet, ist so zu berechnen, daß

— Marchandises AT,

— Εμπορεματα ΠΕ
— Merci AT,

— T. I.-goederen .

(3) Im Zeitpunkt der Überführung der betreffen­
der Waren in das externe gemeinschaftliche Ver­
sandverfahren wird im Abgangsmitgliedstaat das

(') I ABl . Nr. L 38 vom 9. 2 . 1977, S. 1 .
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bewilligte Verfahren der vorübergehenden Verwen­
dung beendet. Gleichzeitig werden die im Rahmen
der teilweisen Befreiung geschuldeten Eingangsab­
gaben erhoben.

(4) Die Absätze 2 und 3 sind auch anzuwenden,
wenn Waren im Hinblick auf ihre Ausfuhr aus dem
Zollgebiet der Gemeinschaft aus einem Mitglied­
staat in einen anderen versandt werden .

Artikel 19

( 1 ) Das Informationsblatt INF 6 muß alle notwen­
digen Angaben enthalten, um den zuständigen
Behörden des Empfangsmitgliedstaats insbesondere
Auskunft zu geben über :
— den Zeitpunkt der Überführung der Waren in

das Verfahren der vorübergehenden Verwen­
dung im Abgangsmitgliedstaat,

— die zu diesem Zeitpunkt festgestellten Bemes­
sungsgrundlagen

— sowie gegebenenfalls den im Rahmen der teil­
weisen Befreiung bereits erhobenen Betrag der
Eingangsabgaben und den für diese Abgaben­
erhebung berücksichtigten Zeitraum.

(2) Der Beteiligte legt das Informationsblatt INF 6
den zuständigen Behörden des Empfangsmitglied­
staats als Unterlage für den Antrag vor, den er zur
Erteilung der in Artikel 17 Absatz 1 vorgesehenen
neuen Bewilligung stellt.

(3 ) Das Original des Informationsblatts INF 6
wird dem Beteiligten zurückgegeben ; die Durch­
schrift wird bei der ausstellenden Zollbehörde auf­
bewahrt .

Artikel 18

( 1 ) Wird Artikel 17 dieser Verordnung angewandt,
so stellen die zuständigen Behörden des Abgangs­
mitgliedstaats auf Antrag des Inhabers der Bewilli­
gung anläßlich der Überführung der Ware in das
externe gemeinschaftliche Versandverfahren das in
Absatz 2 genannte Informationsblatt INF 6 aus .

(2) Das Informationsblatt, nachstehend INF 6
genannt, besteht aus einem Original und einer
Durchschrift . Es wird auf einem Vordruck ausge­
stellt, der dem Formblatt in Anhang II entspricht
und die Voraussetzungen in Anhang III erfüllt .

KAPITEL III

BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR WAREN, DIE IM RAHMEN DES
VERFAHRENS VOLLSTÄNDIG VON DEN EINGANGSABGABEN BEFREIT WERDEN

KÖNNEN

Titel I

Vorübergehende Verwendung bestimmter Waren

Artikel 20

Das Verzeichnis der Waren, die als Berufsausru­
stung im Sinne von Artikel 7 Absatz 2 zweiter
Unterabsatz der Grundverordnung gelten, ist dieser
Verordnung als Anhang IV beigefügt .

Artikel 21

Das Verzeichnis der Waren, die als pädagogisches
Material im Sinne von Artikel 10 Absatz 2 der
Grundverordnung anzusehen sind, ist dieser Verord­
nung als Anhang V beigefügt.

Artikel 22

Für die Anwendung von Artikel 10 Absatz 3 Buch­
stabe a) der Grundverordnung gelten als „aner­
kannte Einrichtungen" staatliche oder private Ein­
richtungen der Schul- oder Berufsausbildung, die im
wesentlichen ohne Gewinnabsicht betrieben werden
und von den zuständigen Behörden des Einfuhrmit­

gliedstaats zugelassen sind, um pädagogisches
Material vorübergehend zu verwenden.

Artikel 23

Für die Anwendung von Artikel 1 1 Absatz 3 Buch­
stabe a) der Grundverordnung gelten als „aner­
kannte Einrichtungen" staatliche oder private wis­
senschaftliche oder schulische Einrichtungen, die im
wesentlichen ohne Gewinnabsicht betrieben werden
und von den zuständigen Behörden des Einfuhrmit­
gliedstaats zugelassen sind, um wissenschaftliches
Material vorübergehend zu verwenden.

Artikel 24

Für die Anwendung von Artikel 12 Absatz 2 Buch­
stabe a) der Grundverordnung gilt als „gelegentliche
Lieferung" jede Lieferung von medizinisch-chirurgi­
schem und Labormaterial, die auf Anforderung von
Krankenhäusern und anderen Einrichtungen des
Gesundheitswesens vorgenommen wird, die dieses
Material infolge außergewöhnlicher Umstände drin­
gend benötigen, um Unzulänglichkeiten ihrer eige­
nen Ausrüstung auszugleichen.
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hinsichtlich eines gemäß Artikel 2 Absatz 2 dieser
Verordnung gestellten Antrags, der ihnen gemäß
Artikel 23 der Grundverordnung vorgelegt wird, zu
der Auffassung kommen, daß es sich um eine
besondere Situation ohne wirtschaftliche Auswir­
kungen handelt.

(2) Jeder Mitgliedstaat übermittelt der Kommis­
sion die Aufstellung über die Waren mit einem Wert
von über 3 000 ECU, für die er die vorübergehende
Verwendung unter Anwendung von Artikel 23 der
Grundverordnung bewilligt hat .

Diese Aufstellung enthält die handelsübliche
Bezeichnung der genannten Waren sowie den Hin­
weis auf die Tarifnummer oder -stelle des Gemein­
samen Zolltarifs, die im Antrag angegeben ist . Sie
enthält ebenso die Angabe des Zollwerts der betref­
fenden Waren sowie die Verwendung, die von ihnen
im betreffenden Mitgliedstaat gemacht werden soll .

Artikel 25

Für die Anwendung von Artikel 16 Absatz 1 Buch­
stabe a) und d) der Grundverordnung gelten als :

— „gebrauchte Waren" andere als Neuwaren,
— „Sendungen zur Ansicht" Warensendungen, für

die auf seiten des Versenders ein Verkaufsinter­
esse und die Möglichkeit eines Kaufes der
Waren nach einer Prüfung durch den Empfän­
ger besteht.

Artikel 26

Das Verzeichnis der als Werbematerial für den
Fremdenverkehr im Sinne des Artikels 20 Buch­
stabe d) der Grundverordnung geltenden Waren ist
in Anhang VI enthalten .

Artikel 27

Das Verzeichnis der als Betreuungsgut für Seeleute
im Sinne des Artikels 21 Absatz 3 der Grundverord­
nung geltenden Wären ist in Anhang VII enthalten .

Titel II

Vorübergehende Verwendung von Waren, die in
besonderen Situationen ohne wirtschaftliche

Auswirkungen eingeführt werden

Artikel 28

( 1 ) Die zuständigen Behörden bewilligen das Ver­
fahren der vorübergehenden Verwendung, wenn sie

(3) Die in Absatz 2 genannte Mitteilung wird unter
Verwendung eines Vordrucks gemacht, dessen Form
in Anhang VIII wiedergegeben ist . Sie muß der
Kommission spätestens zum 15 . März und 15 . Sep­
tember jedes Jahres hinsichtlich der im Laufe des
vorhergehenden Halbjahres erteilten Bewilligungen
zugesandt werden.

(4) Die Kommission übersendet jede Aufstellung
den übrigen Mitgliedstaaten . Diese Aufstellungen
werden von dem in Artikel 32 der Grundverordnung
genannten Ausschuß geprüft.

KAPITEL IV

BESONDERE BESTIMMUNGEN ÜBER DIE WAREN, FÜR DIE DIE
VORÜBERGEHENDE VERWENDUNG BEI TEILWEISER BEFREIUNG VON

EINGANGSABGABEN BEWILLIGT WERDEN KANN

Artikel 29

Das Verzeichnis der Waren, die vom Verfahren der
vorübergehenden Verwendung bei teilweiser Befrei­
ung von den Eingangsab^aben nach Artikel 24
Absatz 2 der Grundverordnung auszuschließen sind,
ist in Anhang IX enthalten .

Artikel 30

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat übermittelt der Kommis­
sion die Aufstellung der Waren, für die er die vor­
übergehende Verwendung unter Anwendung von
Artikel 27 der Grundverordnung bewilligt hat .

Diese Aufstellung enthält die handelsübliche
Bezeichnung der genannten Waren sowie den Hin­
weis auf die Tarifstelle des Gemeinsamen Zolltarifs .
Sie enthält ebenso die Angabe des Zollwerts der
betreffenden Waren wie die Verwendung, die von
ihnen im betreffenden Mitgliedstaat gemacht wer­
den soll .

(2) Die in Absatz 1 genannte Mitteilung wird unter
Verwendung eines Vordrucks gemacht, dessen Form
in Anhang X wiedergegeben ist . Sie muß der Kom­
mission spätestens zum 15 . März und 15 . September
jedes Jahres hinsichtlich der im Laufe des vorherge­
henden Halbjahres erteilten Bewilligungen zuge­
sandt werden.
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(3) Die Kommission übersendet jede Aufstellung
den übrigen Mitgliedstaaten. Diese Aufstellungen
werden von dem in Artikel 32 der Grundveirordnung
genannten Ausschuß geprüft.

Der Zeitpunkt, in dem die Waren in die vorüberge­
hende Verwendung bei vollständiger Befreiung von
den Eingangsabgaben nach Artikel 27 der Grund­
verordnung überführt worden sind, ist für die
Bemessung der Höhe der bei der teilweisen Befrei­
ung zu erhebenden Abgaben zugrunde zu legen .

Artikel 31

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf­
ten in Kraft .

Sie findet ab 13 . Juni 1985 Anwendung.

(4) Bei Ablauf der Verwendungsdauer für die nach
Artikel 27 Absatz 1 der Grundverordnung in das
Verfahren der vorübergehenden Verwendung bei
vollständiger Befreiung von den Eingangsabgaben
überführten Waren sind diese Waren in eine der in
Artikel 28 der Grundverordnung genannten Bestim­
mungen oder in die vorübergehende Verwendung
bei teilweiser Befreiung von den Eingangsabgaben
zu überführen.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 13 . Juni 1984

Für die Kommission

Karl-Heinz NARJES

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

In Artikel 3 der Grundverordnung genannte Fälle, in denen die zuständigen Behörden keine
Sicherheitsleistung verlangen

1 . Vorübergehende Verwendung von Waren ohne schriftliche Anmeldung gemäß Artikel 12
und 13 , falls die zuständigen Behörden eine solche nicht ausdrücklich verlangen .

2 . Vorübergehende Verwendung von Waren , die von einer staatlichen Behörde vorübergehend
eingeführt werden .

3 . Vorübergehende Verwendung von Material , das Eisenbahn-, Schiffsverkehrs- oder Flugge­
sellschaften oder Postverwaltungen gehört und von ihnen im internationalen Verkehr ver­
wendet wird, soweit es mit Erkennungszeichen versehen ist .

4. Vorübergehende Verwendung von leer eingeführten Verpackungen, die unauslöschliche und
unauswechselbare Zeichen tragen und deren Wiederausfuhr nach der Handelsübung ohne
jeden Zweifel stattfindet .

5 . Vorübergehende Verwendung von Ausrüstungen für Katastropheneinsätze, die von Organi­
sationen eingeführt werden, die von den zuständigen Behörden zugelassen sind .

6 . Bis zum Erlaß neuer Bestimmungen die vorübergehende Verwendung von Waren, für die im
Einfuhrmitgliedstaat Ausnahmen von der Sicherheitsleistung gelten . Jeder Mitgliedstaat teilt
der Kommission die Fälle mit, in denen diese Regel Anwendung findet .



EUROPAISCHE GEMEINSCHAFT
ANHANG II

1 Inhaber der Bewilligung der vorübergehenden Verwendung INF6 Nr. A/000000

Original
VORÜBERGEHENDE VERWENDUNG

AUSKUNFTSBLATT

2 Empfänger des Antrags 3 ANTRAG (1 )
Der Unterzeichner, Q Inhaber der Bewilligung der vorüber­

gehenden Verwendung ,
I I Vertreter des Inhabers der Bewilligung der

vorübergehenden Verwendung ,
beantragt die Erteilung dieses Auskunftsblatts
Ort :

Datym :
4 Empfänger der Auskünfte

B
e
im
A
u
sf
ü
lle
n
b
itt
e
H
in
w
e
is
e
a
u
fd
e
r
R
üc
ks
ei
te
be
ac
ht
en
.

Tag Monat Jahr
Unterschrift :

5 Datum der Überführung der Waren in das Verfahren

Tag Monat Jahr
6 Letzter Tag für die Wiederausfuhr 7 Hinweis auf die Grundverordnung

Anwendung von Artikel
Tag Monat Jahr

8 Zeichen und Nummern - Anzahl und Art der Packstücke - Warenbezeichnung 9 Tarifstelle des GZT

1 0 Nettomenge (2)
A

11 Zollwert

8 Zeichen und Nummern - Anzahl und Art der Packstücke -Warenbezeichnung 9 Tarifste le des GZT

10 Nettomenge (
B

11 Zolwert

8 Zeichen und Nummern - Anzahl und Art der Packstücke - Warenbezeichnung 9 Tarifstelle des GZT

1 0 Nettomenge ( )
C

11 Zollwert

12 Beförderungspapier der Waren ( 1 )
T1 Carnet TIR Rheinmanifest alsT1 geltender CIM alsT1 geltender TlEx alsT1 geltender

Übergabeschein - gemeinschaftliches Versandverfahren andere (genaue Angabe)
Nr . vom

Tag Monat Jahr
13 Angewandte Nämlichkeitsmaßnahmen

14 VON DEN ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDEN DES ABGANGSMITGLIEDSTAATS AUSZUFÜLLEN
Betrag der erhobenen Zölle ( in der Währung des Abgangsmitgliedstaats)

FELD

A

FELD

B

FELD

C

Für die Erhebung berücksichtigter Zeitraum
Monat(e)

Datum:

Stempel :
Bemerkungen : Tag Monat Jahr

Unterschrift :

( 1 ) Zutreffendes wie folgt ankreuzen .

(2) Kilogramm, Liter, Meter, m2 usw.



Rückseite des Originals
15 ERSUCHEN UM NACHTRÄGLICHE PRÜFUNG

Die nachstehend bezeichnete zuständige Dienststelle bittet , die Echtheit dieses Auskunftsblatts und die Richtigkeit der darin enthaltenen
Angaben zu prüfen .

Ort :

Datum : Stempel :
Tag Monat Jahr ZUSTÄNDIGE DIENSTSTELLE

Unterschrift :

16 ERGEBNIS DER PRÜFUNG

Die Prüfung durch die unten bezeichnete zuständige Dienststelle hat ergeben , daß dieses Auskunftsblatt ( 1 )
von den darin angegebenen zuständigen Behörden erteilt worden ist und daß die darin enthaltenen Angaben richtig sind ,

zu den beigefugten Bemerkungen Anlaß gibt.
Ort :

Datum: Stempel :
Tag Monat Jahr ZUSTÄNDIGE DIENSTSTELLE

Unterschrift :

( 1 ) Zutreffendes wie folgt ankreuzen .

HINWEISE

A. Allgemeine Hinweise:

1 . Die Felder 1 bis 1 3 sind vom Inhaber der Bewilligung der vorübergehenden Verwendung oder von seinem Vertreter auszufüllen .
2 . Das Auskunftsblatt ist in leserlicher und haltbarer Schrift , möglichst mit Schreibmaschine, auszufüllen . Es darf weder Rasuren noch

Übermalungen aufweisen . Änderungen sind so vorzunehmen , daß die irrtümlichen Eintragungen gestrichen und gegebenenfalls die be­
absichtigten Eintragungen hinzugefügt werden . Jede so vorgenommene Änderung muß von demjenigen , der das Auskunftsblatt ausgefüllt
hat, gebilligt und von den zuständigen Behörden bestätigt werden .

B. Besondere Hinwelse zu den nachstehend genannten Feldern :

1 Anzugeben sind der Name und die vollständige Anschrift , gegebenenfalls einschließlich der Postleitzahl , und der Mitgliedstaat .
2 Anzugeben sind die Bezeichnung und die vollständige Anschrift , gegebenenfalls einschließlich der Postleitzahl , und der Mitgliedstaat der

zuständigen Behörde .
4 Anzugeben sind die Bezeichnung und die vollständige Anschrift , gegebenenfalls einschließlich der Postleitzahl , und der Mitgliedstaat der

zuständigen Behörde, die die Auskünfte einholt .
8 Anzugeben sind Zeichen , Nummern , Anzahl und Art der Packstücke. Für nicht verpackte Waren ist die Zahl der Gegenstände oder das

Wort „ lose" einzutragen .
Die Waren sind nach ihrer handelsüblichen oder zolltariflichen Bezeichnung aufzuführen . Ihre Bezeichnung muß mit derjenigen der in
Feld 12 genannten Dokumente übereinstimmen .

14 Die Beträge sind in nationaler Währung einzutragen . Für jede Ziffer ist ein Kästchen vorgesehen ; die beiden letzten Kästchen sind
gegebenenfalls Bruchteilen einer Einheit vorbehalten .
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1 Inhaber der Bewilligung der vorübergehenden Verwendung INF6 Nr. A/000000

Durchschrift
VORÜBERGEHENDE VERWENDUNG

AUSKUNFTSBLATT

2 Empfänger des Antrags 3 ANTRAG (1 )
Der Unterzeichner, [~J Inhaber der Bewilligung der vorüber­

gehenden Verwendung ,
I l Vertreter des Inhabers der Bewilligung der

vorübergehenden Verwendung ,
beantragt die Erteilung dieses Auskunftsblatts
Ort :

Datum :

4 Empfänger der Auskünfte

Tag Monat Jahr
Unterschrift :

5 Datum der Uberführung der Waren in das Verfahren

Tag Monat Jahr

7 Hinweis auf die Grundverordnung
Anwendung von Artikel

6 Letzter Tag für die Wiederausfuhr

Tag Monat Jahr
8 Zeichen und Nummern - Anzahl und Art der PaGkstücke - Warenbezeichnung 9 Tarifstelle des GZT

10 Nettomenge (2)
A

11 Zollwert

8 Zeichen und Nummern - Anzahl und Art der Packstücke - Warenbezeichnung 9 Tarifstelle des GZT

1 0 Nettomenge f)
B

11 Zollwert

8 Zeichen und Nummern - Anzahl und Art der Packstücke - Warenbezeichnung 9 Tarifstelle des GZT

1 0 Nettomenge ( )
C

11 Zollwert

12 Beförderungspapier der Waren f )
T1 Carnet TIR Rheinmanifest als T1 geltender CIM alsT1 geltender Tl Ex als T1 geltender

Übergabeschein - gemeinschaftliches Versandverfahren andere (genaue Angabe)
Nr . vom

Tag Monat Jahr

1 3 Angewandte Nämlichkeitsmaßnahmen

14 VON DEN ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDEN DES ABGANGSMITGLIEDSTAATS AUSZUFÜLLEN
Betrag der erhobenen Zölle ( in der Währung des Abgangsmitgliedstaats)

FELD

A

FELD

B

FELD

C

Datum :Für die Erhebung berücksichtigter Zeitraum
Monat(e) Stempel :

Bemerkungen : Tag Monat Jahr

Unterschrift :

( 1 ) Zutreffendes wie folgt ankreuzen .

(2) Kilogramm, Liter, Meter, m2 usw.
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ANHANG III

BESTIMMUNGEN ÜBER DAS INFORMATIONSBLATT INF 6

L PlF V°rdruck' ?uf das Informationsblatt INF 6 ausgestellt wird, wird auf weißem
gedmckr1"6' ° Holzschliff und mit einem Quadratmetergewicht zwischen 40 und 65 g

2. Der Vordruck hat das Format 210 x 297 mm

Der Druck des Vordrucks obliegt den Mitgliedstaaten .

4. Er trägt zur Kennzeichnung eine Seriennummef.

5 . Der Vordruck ist in einer von den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, in dem das
Informationsblatt ausgestellt wird, zu bestimmenden Amtssprache der Gemeinschaft zu
drucken . Der für das Ersuchen um Auskunft bestimmte Teil des Informationsblatts ist in
h J fr T PT u Gemeinschaft auszufüllen, die von den zuständigen Behördendes Mitgliedstaats bestimmt wird, von denen das Ersuchen ausgeht .

6 . Die zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, die sich der Information zu bedienen haben
können die Ubersetzung der in den Vordrucken enthaltenen Angaben in die oder eine Amts­
sprache dieses Mitgliedstaats verlangen .

ANHANG IV

BERUFSAUSRÜSTUNG

A. Ausrüstung für Presse, Rundfunk und Fernsehen

a) Presseausrüstung wie
1 . Schreibmaschinen,

2 . photographische ojler kinematographische Aufnahmeapparate,
3 . Apparate zum Senden, Aufnehmen oder Wiedergeben von Ton und Bild,
4 . unbespielte Ton- oder Bildträger ;

b) Rundfunkausrüstung wie
1 . Sende- und Fernmeldegeräte,
2 . Tonaufnahme- und Tonwiedergabegeräte,
3 . Instrumente und Apparate für technische Prüfungen und Messungen,
4. Betriebszubehör (Uhren, Chronometer, Kompasse, Stromaggregate, Transformatoren
Batterien und Akkumulatoren, Heiz- und Be- oder Entlüftungsgeräte usw.),

5 . unbespielte Tonträger ;
c) Fernsehausrüstung wie

1 . Fernsehkameras,
2 . telekinematographische Geräte,
3 . Instrumente und Apparate für technische Prüfungen und Messungen,
4. Sende- und Wiederaussendegeräte,
5 . Fernmeldegeräte,
6. Apparate zur Aufnahme oder Wiedergabe von Ton und Bild,
7 . Beleuchtungsgeräte,
8 . Betriebszubehör (Uhren, Chronometer, Kompasse, Stromaggregate, Transformatoren
Batterien und Akkumulatoren, Heiz- und Be- oder Entlüftungsgeräte usw.),

9 . unbespielte Bild- oder Tonträger,
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10. Probekopien („film-rushes"),
1 1 . Musikinstrumente, Kostüme, Kulissen und andere Bühnenrequisiten ;

d) für die vorstehenden Zwecke gebaute oder besonders hergerichtete Fahrzeuge.

B. Kinematographische Ausrüstung

a) Ausrüstung wie
1 . Bildaufnahmeapparate aller Art,
2 . Instrumente und Apparate für technische Prüfungen und Messungen,
3 . fahrbare Stative für Bildaufnahmeapparate und Kräne ;
4. Beleuchtungsgerät,
5 . Tonaufnahme- oder Tonwiedergabegerät,
6 . unbespielte Bild- oder Tonträger,
7 . Probekopien („film-rushes"),
8 . Betriebszubehör (Uhren, Chronometer, Kompasse, Stromaggregate, Transformatoren ,
Batterien und Akkumulatoren, Heiz- und Be- oder Entlüftungsgeräte usw.),

9 . Musikinstrumente, Kostüme, Kulissen und andere Bühnenrequisiten ;
b) für die vorstehenden Zwecke gebaute oder besonders hergerichtete Fahrzeuge.

C. Sonstige Ausrustung

1 . Ausrüstung für die Montage, Erprobung, Inbetriebnahme, Kontrolle, Überprüfung, Instand­
haltung oder Instandsetzung von Maschinen, Anlagen, Verkehrsmitteln usw. wie : Werkzeug,
Ausrüstung und Geräte zur Messung, Überprüfung oder Kontrolle (von Temperatur, Druck,
Entfernung, Höhe, Oberfläche, Geschwindigkeit usw.), einschließlich elektrischer Instru­
mente (Spannungsmesser, Strommesser, Meßkabel, Komparatoren, Transformatoren, Regi­
striergeräte usw.) und Schablonen ; Geräte und Ausrüstung zum Fotografieren von Maschi­
nen und Anlagen während und nach ihrer Montage ; Instrumente zur technischen Kontrolle
von Schiffen ;

2 . Ausrüstungen für Geschäftsleute, für Sachverständige auf dem Gebiet der wissenschaftli­
chen oder technischen Arbeitsorganisation, der Produktivität und des Rechnungswesens
sowie für Angehörige ähnlicher Berufe wie : Schreibmaschinen, Geräte für die Tonübertra­
gung, -aufnähme und -wiedergäbe, Rechengeräte und -instrumente ;

3 . von Sachverständigen, welche mit topographischen Arbeiten oder mit geophysikalischen
Prospektionsarbeiten betraut sind, benötigte Ausrüstung wie : Meßinstrumente und -appa­
rate, Bohrmaterial , Sende- und Fernmeldegeräte ;

4 . Geräte, die für Sachverständige im Kampf gegen die Umweltverschmutzung bestimmt sind ;
5 . Instrumente und Apparate für Ärzte, Chirurgen, Tierärzte, Hebammen sowie Angehörige

ähnlicher Berufe ;

6 . von Archäologen, Paläontologen, Geographen, Zoologen usw. benötigte Ausrüstung ;
7 . von Artisten, Schauspielertruppen und Orchestern benötigte Ausrüstung, wie die bei Auffüh­

rungen verwendeten Gegenstände, Musikinstrumente, Kulissen, Kostüme, Tiere usw. ;
8 . von Vortragsreisenden zur Veranschaulichung ihrer Vorträge benötigte Ausrüstung ;
9 . für die vorstehenden Zwecke gebaute oder besonders hergerichtete Fahrzeuge wie fahrbare

Kontrollposten, Werkstattwagen, Laborfahrzeuge usw.

Ausgeschlossen sind Ausrüstungen für den Binnenverkehr in einem Mitgliedstaat oder die
gewerbliche Herstellung oder Aufbereitung von Waren oder — sofern es sich nicht um Hand­
werkzeuge handelt — Ausrüstungen zur Nutzung natürlicher Ressourcen , zur Errichtung,
Instandsetzung oder Instandhaltung von Gebäuden sowie zur Durchführung von Erd- und ähnli­
chen Arbeiten .
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ANHANG V

PÄDAGOGISCHES MATERIAL

a) Apparate zum Aufnehmen oder Wiedergeben von Ton und Bild wie z. B. :
Dia- und Stehfilmprojektoren,

— Filmprojektoren,
— Rückpros und Episkope,
i Tonbandgeräte, Videorekorder und Fernsehfilmaufnahmegeräte,
— Betriebsfernsehsysteme ;

b) Ton- und Bildträger wie z. B. :
— Diapositive, Stehfilme und Mikrofilme,
— kinematographische Filme,
— Tonaufnahmen (Tonbänder, Schallplatten),
— Videobänder ;

c) Spezialmaterial wie z. B. :

Bibliographisches und audiovisuelles Material für Bibliotheken,
— rollende Bibliotheken,.
— Sprachlabors,

— Simultanübersetzungseinrichtungen,
mechanische oder elektronische Geräte für programmierten Unterricht,

~ stfnde fÜF diC Unterrichtung und Berufsausbildung von Behinderten gestaltete Gegen­
d) anderes Material wie z. B. :

Wandbilder, Modelle, Schaubilder, Karten, Pläne, Photographien und Zeichnungen,
— Instrumente, Maschinen, Apparate, Geräte und Modelle zu Vorführzwecken,

Sammlungen mit zugehörigem Ton- oder Bildmaterial für ein bestimmtes Unterrichts­
fach (study kits),

— Instrumente, Maschinen, Apparate, Geräte, Werkzeuge und Werkzeugmaschinen für die
technische und handwerkliche Ausbildung.

ANHANG VI

WERBEMATERIAL FÜR DEN FREMDENVERKEHR

a) Gegenstände, die zur Ausstellung in den Geschäftsstellen der von den nationalen offiziellen
Fremdenverkehrsorganisationen anerkannten Vertreter oder bezeichneten Korrespondenten
oder an andere von den Zollbehörden des Einfuhrlandes zugelassenen Stellen bestimmt
sind : Bilder und Zeichnungen, eingerahmte Photographien und photographische Vergröße­
rungen, Kunstbücher, Malereien, Kunststiche und Lithographien, Bildhauerarbeiten, Tapis­
serien und andere ähnliche künstlerische Erzeugnisse ;

b) Gegenstände für Schaufenster (Schaukästen, Gestelle und dergleichen) einschließlich der zu
ihrem Betrieb erforderlichen elektrischen und technischen Ausrüstung ;

c) Dokumentarfilme, Schallplatten, bespielte Tonbänder und andere Tonaufnahmen zur unent­
geltlichen Vorführung, soweit sie nicht zur Handelswerbung verwendet werden können oder
im Einfuhrland allgemein verkauft werden ;
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d) Fahnen in angemessener Anzahl ;
e) Dioramen, Modelle, Diapositive, Klischees, photographische Negative ;
0 Muster von Gegenständen des heimischen Handwerks, Volkstrachten und ähnlichen Gegen­

ständen der Volkskunst in angemessener Anzahl .

ANHANG VII

BETREUUNGSGUT FÜR SEELEUTE

a) Bücher und Druckschriften wie z. B. :
— Bücher aller Art,
— Fernlehrgänge,
— Zeitungen und Zeitschriften,

— Broschüren mit Angaben über die in den Häfen gebotenen Betreuungsdienste ;

b) audiovisuelles Material wie z. B. :

— Tonwiedergabegeräte,
— Magnetbandgeräte,
— Rundfunkempfangsgeräte,
— Fernsehempfangsgeräte,
— Projektoren,

— Aufzeichnungen auf Schallplatten oder Magnetbändern (Sprachkurse, Rundfunksen­
dungen, Musik und Unterhaltungssendungen),

— belichtete und entwickelte Filme,
— Diapositive ;

c) Sportartikel wie z. B. :
— Sportkleidung,
— Bälle aller Art,

— Schläger und Netze,
— Deckspiele,
— Leichtathletikgerät,
— Turngerät ;

d) Material für Gesellschaftsspiele oder Zeitvertreib wie z. B. :
— Gesellschaftsspiele,
— Musikinstrumente,

— Material für Requisiten für Amateurtheater,
— Material für Malerei , Bildhauerarbeiten, Holzarbeiten, Metallarbeiten, Teppichknüpfen ;

e) Kultgegenstände und Priesterkleidung

f) Teile und Zubehör von Betreuungsgut
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ANHANG VIII

VORÜBERGEHENDE VERWENDUNG

Informationen gemäß Artikel 23 der Verordnung (EWG) Nr. 3599/82 des Rates

Mitgliedstaat :
Jahr :

Im Laufe des Halbjahres
erteilte Bewilligungen

Lau­
fende
Num­
mer

NIMEXE­
Kennziffer
oder

.Tarifstelle

Waren­
beschreibung

Datum
der

Bewilligung
Zollwert Bewilligte

Dauer
Beschreibung der besonderen Situation ohne

wirtschaftliche Auswirkungen

ANHANG IX

Von der teilweisen Erhebung der Eingangsabgaben ausgeschlossene Waren
Alle verzehrbaren Waren ;
Waren, deren Verwendung der Wirtschaft
dere durch

der Gemeinschaft Nachteile zufügen könnte, insbeson­das Verhältnis zwischen der wirtschaftlichen Lebensdauer der Waren und ihrer vorge­sehenen Verwendungsdauer.
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ANHANG X

VORÜBERGEHENDE VERWENDUNG

Informationen gemäß Artikel 27 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3599/82 des Rates

Mitgliedstaat : Jahr :

Im Laufe des Halbjahres
erteilte Bewilligungen

Lau­
fende
Num­
mer

NIMEXE­
Kennziffer
oder

Tarifstelle

Waren­
beschreibung

Datum
der

Bewilligung
Zollwert Bewilligte

Dauer

Gründe, aus denen die vorübergehende
Verwendung unter vollständiger Befreiung von
den Eingangsabgaben gemäß Titel II nicht hat

gewährt werden können


